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Amts-Blatt 


— 
der Königl. Preuß. Regierung zu Frankfurt O. 


M27. Frankfurt a. O., den 3. Juli 1867. 


Geſetz⸗ Sammlung für die Königlichen Preußiſchen Staaten pro 1867. 


Nr. 56. enthält: (Nr. 6690.) Publikations⸗Patent über die Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes. Vom 
24. Juni 1867. 


* 


e eee eg eee 
wegen Ausreichung neuer Zinscoupons und Talons zur Preußiſchen fünfprozentigen 

3 Staatsanleihe von 1859. 

Die neuen Coupons Serie III. Nr. 1 bis 8 über die Zinfen der fünfprozentigen Staatsanleihe von 
1859 für die vier Jahre vom 1. Juli 1867 bis dahin 1871 nebſt Talons werden vom 1. Juni d. J. ab 
von der Kontrolle der Staatspapiere hierſelbſt, Oranienſtraße Nr. 92. unten rechts, Vormittags 
von 9 bis 1 Uhr, mit Ausnahme der Sonn⸗ und Feiertage und der Kaſſenreviſionstage, ausgereicht werden. 

Die Coupons können bei der Kontrolle der Staatspaplere ſelbſt in Empfang genommen oder durch 
die Reglerungs⸗Hauptkaſſen, die Haupt Steueramts⸗Kaſſe in Frankfurt a. M., die Haupt⸗Staatskaſſe in 
Caſſel, die Staatskaſſe in Wiesbaden, die Generalkaſſe in Hannover und die Schleswig⸗Holſteiniſche Haupt⸗ 
kaſſe in Rendsburg bezogen werden. - 

Wer die Coupons bei der Kontrolle der Staatspapiere in Empfang nehmen will, hat die Talons vom 
14. Februar 1863 mit einem Verzeichniſſe, zu welchem Formulare bei der gedachten Kontrolle und in 
Hamburg bei dem Preußiſchen Ober⸗Poſtamte unentgeltlich zu haben ſind, bei derſelben perſönlich oder 
durch einen Beauftragten abzugeben. 

Genügt dem Einreicher eine numerirte Marke als Empfangsbeſcheinigung, ſo iſt das Verzeichniß nur 
einfach, dagegen von denen, welche eine ſchriftliche Beſcheinigung über die Abgabe der Talons zu erhalten 
wünſchen, doppelt vorzulegen. In letzterem Falle erhalten die Einreicher das eine Exemplar mit einer 
Empfangsbeſcheinigung verſehen ſofort zurück. Die Marke oder Empfangsbeſcheinigung iſt bei der Ab⸗ 
holung der neuen Coupons zurückzugeben. 

In Schriftwechſel kann ſich die Kontrolle der Staats papiere nicht einlaſſen. 

Wer die Coupons durch eine Regierungs⸗Hauptkafſe oder eine der oben genannten Kaſſen beziehen 
will, hat derſelben die alten Talons mit einem doppelten Verzeichniſſe einzureichen. Das eine Verzeichniß 
wird mit einer Empfangsbeſcheinigung verſehen ſogleich zurückgegeben, und iſt bei Aushändigung der neuen 
Coupons wieder abzuliefern. Formulare zu dieſen Verzeichniſſen ſind bei den Regierungs⸗Hauptkaſſen und 
den von den Königlichen Regierungen in den Amtsblättern zu bezeichnenden, ſo wie bei den oben genannten 
fünf Kaſſen unentgeltlich zu haben. 

Des Einreichens der Schuldverſchreibungen ſelbſt bedarf es nur dann, wenn die alten Talons abhan⸗ 
den gekommen ſind; in dieſem Falle ſind die Dokumente an die Kontrolle der Staatspapiere oder an eine 
der Reglerungs⸗Hauptkaſſen und der anderen fünf Kaſſen mittelſt beſonderer Eingabe einzureichen. 

8 Die Beförderung der Talons oder der Schuldverſchreibungen an die genannten Kaſſen (nicht an die 
ontrolle der Staatspapiere) erfolgt durch die Poſt bis zum 1. Februar l. J. portofrei, wenn auf dem 
Couverte bemerkt iſt: 
„Talons (bezw. Schuldverſchreibungen) der Staat ssanleihe von 1859 zum Empfange neuer 
Coupons. Werth .. Thlr.“ 

Mit dem 1. Februar k. J. hört dieſe Portofreiheit auf, und es erfolgt auch die Rücksendung nur 
bis dahin portofrei. 

Für ſolche Sendungen, die von Orten eingehen oder nach Orten beſtimmt find, welche außerhalb des 
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Preußiſchen Poſtbezirks, aber innerhalb des Deutſchen Poſtvereinsgebiets liegen, kann eine Befreiung vom 
Porto nach den Vereinsbeſtimmungen nicht ſtattfinden. 
Berlin, den 8. Mai 1867. Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden. 
von Wedell. Gamet. Löwe. Meinecke. 

Vorſtehende Bekanntmachung wegen Ausreichung neuer Zinscoupons und Talons zur Preußiſchen 
fünfprozentigen Staatsanleihe von 1859 wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Formulare zu den in duplo einzureichenden Verzeichniſſen der Talons zu den Schuldverſchreibungen 
werden von der Regierungs-Hauptkaſſe, den Kreis⸗Steuerkaſſen zu Arnswalde, Calau, Cottbus, Croſſen, 
Friedeberg, Guben, Königsberg, Landsberg, Luckau, Lübben, Soldin, Sorau, Spremberg, Zielenzig, 
Züllichau, den Steuer⸗Aemtern Bärwalde, Berlinchen, Cüſtrin, Droſſen, Drebkau, Dobrilugk, Drieſen, 
Finſterwalde, Fürſtenwalde, Forſt, Golßen, Lieberoſe, Letſchin, Lübbenau, Lippehne, Müncheberg, Neudamm, 
Neuzelle, Peitz, Reppen, Neuwedel, Schönfließ, Schwiebus, Seelow, Senftenberg, Sommerfeld, Sonnenburg, 
Triebel, Vietze, Woldenberg, Zehden und den Rentämtern Friedland und Lagow, jedoch nur auf münd⸗ 
liches Anſuchen, ausgegeben. 

Zur beſondern Beachtung wird empfohlen, daß beſtimmungsmäßig nur bis 1. Februar k. J. eine 
portofreie Beförderung der Talons reſp. Schuldverſchreibungen ftattfinbet. 7 

Frankfurt a. O., den 16. Mai 1867. Königliche Regierung. 


Bekanntmachung des Königlichen Conſiſtoriums der Provinz Brandenburg. 


Durch Umpfarrungsdekret vom 8. Juni 1867 find die bisher zum Pfarrſprengel Schaumburg 
gehörig geweſenen Kirchengemeinden Neumühl, Clewitz und Hälſe und zwar Neumühl unter Zulegung 
des bisher zur Kirchengemeinde Fürſtenfelde gehörig geweſenen Etabliſſements Neumühler Theerofen 
und Hälſe unter Anſchluß dreier bisher nach Kienitz reſp. Bärwalde und Fürſtenfelde eingekircht geweſe⸗ 
nen Ortſchaften, nämlich der Colonie Pieſe, des Vorwerks und der Förſterei Feldichen und des 
Münchowſchen Etabliſſements, ſowie die bisher zur Pfarre in Zicher gehörig geweſene Kirchen⸗ 
gemeinde Kutzdorf, jämmtli mit allem Zubehör, zu einem gemeinſamen evangeliſchen Pfarrverbande mit 
dem Pfarrſitze zu Neu mühl conſtituirt worden. N 5 


Verordnungen und Bekanntmachungen der Königlichen Regierung zu Frankfurt a. O. 


1. Die Bequemlichkeit und Erleichterung, welche dem Handelsverkehr in Getreide aus der Anwen⸗ 
dung der Proportionalwaagen erwachſen, hat von vielen Seiten den Wunſch veranlaßt, daß dergleichen 
Hülfsapparate nach Preußiſchem Maaße und Gewichte gefertigt und zur Eichung und Stempelung zuge⸗ 
laſſen werden möchten. 

Die in Folge deſſen von der Königlichen Normal⸗Eichungs⸗Commiſſion in meinem Auftrage angeſtell⸗ 
ten umfaſſenden Verſuche zur Ermittelung des Verhältniſſes, in welchem das Preußiſche Scheffelmaaß und 
das Gewicht eines Scheffels Getreide zu verjüngen ſein, damit in dem Gewichte der gefüllten Kornſchaale 
das Gewicht eines Scheffels der gewogenen Getreideſorte richtig ſich repräſentirt finde, haben überzeugend 
dargethan, daß das Gewicht einer Menge Weizen oder Roggen, welche den Inhalt eines Gemäßes von 
/o des kubiſchen Inhalts des Preußiſchen Scheffels füllt, genau den 200. Theil des Gewichts des ganzen 
Scheffels der betreffenden Getreideſorte anzeigt. 

’ Auf Grund dieſer Thatſache und da auch die über die Einführung einer Preußiſchen Proportional⸗Ge⸗ 
treidewaage vernommenen Organe des Handelsſtandes das angegebene Verjüngungs⸗Verhältniß als zutreffend 
anerkannt und eine darnach conſtruirte Wiegevorrichtung als im Getreideverkehr willkommen bezeichnet 
haben, ift die Königliche Normal Eichungs⸗Commiſſion beauftragt worden, dergleichen Apparate mit den 
zugehörigen Gewichten anzufertigen und mit dem Eichungsſtempel verſehen, zum Verkauf vorräthig zu halten. 

Es werden demnach nunmehr dem bethelligten Publikum dieſe Proportional⸗Getreidewaagen, deren 
Richtigkeit durch das darauf befindliche Stempelzeichen amtlich beglaubigt iſt, zur Benutzung übergeben. 

Hierbei wird jedoch ausdrücklich bemerkt, daß es auch fernerhin lediglich von dem freien Willen der 
Bethelligten abhängig bleibt, inwieweit fie bei dem Abſchluß eines Handelsgeſchäfts ſich einer ſolchen Waage 
bedienen wollen, und daß durch die Einführung der Proportionalwaage die Befugniß zur ferneren Anwen⸗ 
dung der noch mehrfach gebräuchlichen Holländiſchen Getreidewaage nicht berührt wird. In Betreff der 
Benutzung des Apparats wird noch Folgendes bemerkt: 

1. Die Vorrichtung dient zunächſt nur zum Wiegen von Roggen und Weizen, während ſie für Gerſte 
nicht ganz fo ſichere Reſultate liefert, auf Hafer aber gar keine Anwendung findet. Die Kornſchaale reprä⸗ 
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ſentirt jedoch nur einen ſolchen Scheffel Getreide, welcher mittelſt eines flachen Streichbrettes, deſſen unterer 
zum Abſtreichen zu benutzender Rand eine Abrundung nach einem Kreisbogen von / Zoll Radius hat, 
abgeſtrichen iſt. 5 

2. Der zugehörige Gewichtsſatz beſteht aus 10 Gewichtsſtücken, die eine doppelte Bezeichnung haben. 
Die größeren Zahlen oberhalb der Köpfe der einzelnen Stücke repräſentiren Pfunde nach dem Verjüngungs⸗ 
Verhältniſſe von 1 bis 200, während die kleineren Zahlen unterhalb der Köpfe die wirkliche Schwere in 
Aſſen des Münzgewichts ausdrücken. f a 

3. Von den beiden Schaalen, welche, ineln andergeſchoben, die Umhüllung des, in einem runden Holz⸗ 
kaſten enthaltenen Gewichtsſatzes bilden, iſt die eine als verjüngter Scheffel am oberen verſtärkten Rande 
geſtempelt. Dieſe dient, als die eigentliche Kornſchaale, zur Aufnahme des Getreides, wogegen die andere 
Schaale zur Aufnahme der Gewichte beſtimmt iſt. i 

4. Die Füllung der Kornſchaale muß auf einmal geſchehen, es muß alſo eine nachträgliche Zufüllung 
von Korn gänzlich vermieden werden. Zu dem Ende bildet man mit beiden Händen einen muldenförmigen 
Raum, der ſo viel Getreide faßt, wie zur Füllung der Schaale mit einer kleinen Anhäufung erforderlich 
iſt, hält dieſes Getreide etwa ½ Zoll über dem oberen Rande der Kornſchaale und läßt es mittelſt plötz⸗ 
lichen Oeffnens der Hände durch eine drehende Bewegung derſelben hineinfallen, wobei jede Erſchütterung 
der Kornſchaale ſorgfältig vermieden werden muß. 

5. Das Abſtre ichen mittelft des runden Streichholzes, welches ſich in einer Höhlung des Holzkaſtens 
befindet, erfolgt demnächſt in der gewöhnlichen Weiſe, indem man das Streichholz ohne Drehung deſſelben 
über den oberen Rand der Schaale langſam in grader Richtung fortführt. 

Die Führung und Stempelung der Preußiſchen Proporttonal⸗Getreidewaagen iſt für jetzt ausſchließlich 
der Königlichen Normal⸗Eichungs⸗Commiſſion vorbehalten. Letztere verabfolgt den vollſtändigen Apparat, 
welcher eine Einrichtung, um ihn bequem in der Taſche tragen zu können, erhalten hat, für den Preis von 
5 Thlr. 20 Sgr. einſchließlich der Stempelgebühren. Auf beſonderes Verlangen wird dieſelbe auch Ge⸗ 
treidewaagen, welche eine ſtationäre Aufftellung erhalten ſollen, anfertigen und verabfolgen. 

Die Königliche Regierung hat das betheiligte Publikum durch Bekanntmachung dieſer Verfügung im 
Amtsblatt auf die neue Einrichtung aufmerkſam zu machen. 

Berlin, den 17. April 1864. 

Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. gez. I tz e u p 1451 5 
An die Königliche Regierung zu Frankfurt. IV. 10943. 
f Das vorſtehende, im dieſſeitigen Amtsblatte Nr. 18 pro 1864 Seite 101 zur öffentlichen Kenntniß 
gebrachte Reſcript des Herrn Miniſters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten vom 17. April 1864 
wird mit dem Bemerken hierdurch republicirt, daß die darin bezeichneten, nach Preußiſchem Maaße und 
Gewichte conſtruirten Proportlonal⸗Kornwaagen, deren Eichung und Stempelung vorläufig der Königlichen 
Normal⸗Eichungs⸗Commiſſion ausſchließlich vorbehalten war, nunmehr nach einem anderweiten Reſcripte 
des vorgenannten Herrn Miniſters vom 14. Juni d. J. auch den Provinzial⸗Eichungs⸗Commiſſionen ge⸗ 
ſtattet worden. 
8 0 wache en für den dieſſeitigen Regierungsbezirk hat ihren Sitz in der Stadt 
rankfurt a. O. — 

An Gebühren ift von der Eichungs⸗Commiſſion zu erheben: er 

1) für die Prüfung einer als nicht ſtempelfähig befundenen Waage 5 Sgr., \ 

2) für die Eichung und Stempelung einer Waage und der zu ihr gehörigen Gewichtsſätze 10 Sgr., 

3) für Nacheichung 7 Sgr. 6 Pf. 

Frankfurt a. O., den 26. Juni 1867. 

I. Die im Friedeberger Kreiſe belegenen Ortſchaften und Etabliſſements Modderphul, Langenſp ring, 
Weisfenn, Alt⸗Carber Berge und Bergdorf ſind aus dem Schulverbande der Gemeinden Brenkenhofswalde, 
Franzthal und Vorbruch ausgeſchult und zu einem eigenen Schulverbande Modderphul conſtituirt worden. 

1 Frankfurt a. O., den 19. Juni 1867. ‚ 

Mit Bezug auf unſere Amtsblatt⸗Publikation vom 26. Mai 1865 bringen wir nachträglich zur 
allgemeinen Kenntniß, daß die evangeliſche Kirchengemeinde Jordan dem Königlichen Conſiſtotium der 
1 Brandenburg das Recht eingeräumt hat, bei Beſetzung der Pfarrſtelle dafelbſt jedesmal drei Can⸗ 

daten vorzuſchlagen, unter welchen die Gemeinde ihren Pfarrer zu wählen hat. 

Frankfurt a. O., den 6. Juni 1867. 
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IV. Die Quittungen über Kauf⸗ und Ablöſungs⸗Gelder für Domainen⸗ und 
Forſt⸗Gegenſtände bekreffend. a 

Die von der Hauptverwaltung der Staatsſchulden befcheinigten Quittungen der Reglerungs⸗Haupt⸗ 
kaſſe hierſelbſt über die bet derſelben eingegangenen und in dem Zeitraum vom 1. Januar bis 31. März 
d. J. an die Staatsſchulden⸗Tilgungs⸗Kaſſe abgeführten Kaufgelder für veräußerte Domainen⸗ und Forſt⸗ 
grundſtücke, ſowie über Kapitalien für abgelöſte Domainen⸗Abgaben und Domainen⸗Amortiſatlons⸗Renten, 
find den Spezialkaſſen zur Aushändigung an die Einzahler, in den Fällen aber, wo entweder die volle 
Rente auf Antrag des Verpflichteten oder bei Parzellirungen die auf das Trennſtück vertheilte Rente durch 
Kapitalzahlung abgelöſt worden iſt, den zuſtändigen Gerichten mit dem Antrage überſendet worden, den 
Vermerk der Rentenpflichtigkeit im Hypothekenbuche koſtenfrei zu löſchen und demnächſt die Quittungen den 
Intereſſenten auszuhändigen. Den Einzahlern wird dies mit der Aufforderung bekannt gemacht, die ihnen 
ertheilten vorläufigen Empfangsbeſcheinigungen über die Kaufgelder und Ablöſungskapitalien, nachdem ihnen 
die ordentlichen Quittungen zugegangen ſind, an die betreffenden Kaſſen zurückzugeben. 

Frankfurt a. O., den 21. Juni 1867. 

V. Si iSi deinen en e 

für den f. g. „Oberen Landgraben und der Sornoer Elſter“ von der Terpe⸗Gosdaer Grenze ab bis zur 
Brücke bei Sorno in dem Sorno-Groß⸗Partwitzer Wege. 

Um die Vorfluth in dem „Oberen Landgraben und der Sornoer Elſter“ von der Grenze zwiſchen 
den Feldmarken Terpe und Gosda ab, bis zu der, in dem von Sorno nach Groß-Partwitz führenden 
Wege bei dem Dorfe Sorno befindlichen Brücke zu ſichern und polizeiliche Ordnung bei der Benutzung 
dieſes Waſſerlaufs mit Rückſicht auf die Intereſſenten, ſowohl der Bodenkultur als der Stauberechtigungen, 
an demſelben, herbeizuführen, haben wir in Gemäßheit der SS. 25 und 73 der Feld⸗Polizei⸗Ordnung vom 
1. November 1847 des Geſetzes über die Benutzung der Privatflüſſe vom 28. Februar 1843 und des 

Geſetzes über die Poltzel⸗Verwaltung vom 11. März 1850, insbeſondere des §. 11 ibid. nachſtehende 
0 Polizei⸗ Verordnung f 
zur Nachachtung für die Betheiligten aufgeſtellt. 

§. 1. Normal⸗Breiten. Die Normalbreite, des Oberen Landgrabens wird innerhalb der 
Feldmark Gosda auf 3 Fuß von der Gosda⸗Proſchimer Grenze ab bis zur Vereinigung des Oberen mit 
dem Unteren Landgraben in der Feldmark Groß-Partwitz auf 4 Fuß, und von dem letzteren Punkte ab, bei 
welchem der Waſſerlauf den Namen „Sornoer Elſter“ annimmt, auf 8 Fuß in der Sohle feſtgeſtellt. 

Die beiderſeitigen Ufer ſind überall in einfüßiger Böſchung zu unterhalten, jedoch iſt die Schau⸗ 
kommiſſion befugt, an einzelnen Stellen geringere Böſchungen nach Maaßgabe des gegenwärtigen 
Zuſtandes zuzulaſſen. ; ’ 

$, 2. Normaltiefe. Die Normaltiefe der Sohle des ganzen Waſſerlaufs wird beſtimmt durch die 
Lage des Fachbaums der Freiarche bei der Neuenmühle oberhalb des Dorfes Sorno und durch die Feſt⸗ 
haltung eines Sohlengefälles von 8 Zoll auf je 100 laufende Ruthen von gedachtem Fachbaume aufwärts 
ſowohl als abwärts. - 

Die nach dieſer Beſtimmung ſich ergebende Tiefe der Sohle iſt an mehreren Stellen im Waſſerlaufe 
durch eingeſetzte Sohlpfähle, deren Köpfe die Sohlentiefe an den betreffenden Stellen anzeigen, markirt, 
und ebenſo durch Pfähle im hohen Ufer erkennbar gemacht, wo ſolche Sohlpfähle auf dem Grunde des 
Waſſerlaufs ſich befinden. 

8.3. Räumung. Die Räumung liegt ob: i 

a. innerhalb der Feldmark Gosda, jedoch mit Ausſchluß der nachfolgend unter Litt. b. bezeichneten Strecke: 

den einzelnen Grundbeſitzern durch oder längs deren Pläne der Waſſerlauf geht; wo auf beiden 
Seiten verſchiedene Beſitzungen liegen, haben die Adjacenten in der Länge ihrer anſtoßenden 
Pläne bis zur Mitte der Grabenſohle zu räumen; 
b. innerhalb derjenigen Gosdaer bäuerlichen Wieſen, welche zwiſchen den Wieſen des Dominli Gosda 
und denjenigen des Dominii Welzow liegen: 
der Gemeinde Gosda als Kommunallaſt; 5 
c. von der Gosda⸗Proſchimer Grenze ab, bis zu dem Punkte, au welchem die Grenzen von Proſchim 
und Groß⸗Partwitz am Landgraben zuſammentreffen: 
der Geſammtheit der Proſchimer Gemeindemitglieder; 
d. auf der ſodaun folgenden Strecke, auf welcher der Landgraben die Grenze zwiſchen den Feldmarken 
Proſchim und Groß⸗Partwitz bildet, je zur Hälfte und bis zur Mitte der Grabenſohle: 
den beiden adjacirenden Gemeinden; | 
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e. auf der weiteren Strecke, auf welche zunächſt der obere Landgraben und ſodann die „Sornoer Elſter“ 
die Grenze zwiſchen den Feldmarken Groß⸗Partwitz und Wendiſch-⸗Lieske bilden: 
dieſen beiden Gemeinden ebenfalls je zur Hälfte und bis zur Mitte der Grabenſohle; 
auf der ſich hieran anſchließenden Strecke bis zu dem Punkte, an welchem der von der Roſendorfer 
Feldmark abfließende Graben in die „Sornoer Elſter“ einmündet, gleichfalls je zur Hälfte und bis 
zur Mitte der Sohle: 
den Gemeinden Wendiſch⸗Sorno und Wendiſch⸗Lieske; 
g. von der Einmündung des Roſendorfer Grabens ab bis zur Neuen⸗Mühle: 
dem Beſitzer dieſer letztern; und endlich 

h. von der Neuen⸗Mühle, bis zum Endpunkte der durch gegenwärtige Schauordnung betroffenen Fließſtrecke 

dem jedesmaligen Beſitzer der Dorfmühle zu Sorno. 

Das Nähere über das Verhältniß, in welchem auf den vorſtehend unter Littr. c. bis b. bezeichneten 
Strecken die einzelnen Gemelademitglieder zu der Räumung beizutragen haben, ergeben die Receſſe über 
die Gemeinheltstheilungen in den betreffenden Feldmarken, bei deren diesfälligen Beſtimmungen es fein 
Bewenden behält. 

4. Die Räumung geſchieht der Regel nach in den Tagen vom 21. Mai bis 15. Juni, und wenn 
im Herbſte Nachräumungen erforderlich ſind, in den Tagen vom 15. October ab. — Dem Ermeſſen der 
Schäukommiſſion bleibt überlaſſen, in beſonderen Fällen dieſe Termine ausnahmsweiſe zu ändern, oder auch 
außerordentliche Räumungen nach Bedürfniß anzuordnen. 

Einer deshalb ergehenden Aufforderung haben die Verpflichteten unbedingte Folge zu leiſten. 

Die Aufforderungen zu den gewöhnlichen und außergewöhnlichen Räumungen erfolgen an die Beſitzer 
derjenigen Güter, welche ſelbſtſtändige Gutsbezirke bilden, und an die Ortsſchulzen, welche Letzteren ſie in 
den Gemeinden ſogleich ortsüblich bekannt zu machen haben. 

§. 5. Auswurf. Die bei der Räumung nach beiden Ufern möglichſt gleichmäßig und mindeſtens 
3 Fuß vom oberen Uferrande auszuwerfenden Gegenſtände, als: Waſſergräſer, Geſchlinge, Kräuter, Sand, 
Moder, Kies u. ſ. w., ſind die Uferbeſitzer verpflichtet, ſoweit ſie nicht zur Befeſtigung der Ufer gebraucht 
werden, innerhalb 8 Tagen nach der Ausräumung vom Ufer zu entfernen oder gleichmäßig, mit wenigſtens 
2füßiger Böſchung auf der Grabenſeite zu planiren, und ſteht ihnen dagegen die ausſchließliche Benutzung 
dieſes Auswurfs zu. f 

g Die Räumung geſchieht immer von unten aufwärts. Sie beginnt an der Brücke im Sorno⸗ 
Gr.⸗Partwitzer Wege, innerhalb der erſten 4 Tage nach der Aufforderung, und iſt alsdann ununterbrochen, 
und zwar mit ſolchen Kräften fortzuſetzen, daß fie innerhalb der erſten Woche bis zur Proſchim⸗Wenkiſch⸗ 
Aesker Feldmarksgrenze, in der 2. Woche bis zur Gosda⸗Proſchimer Feldmarks⸗Grenze und in ber dem⸗ 
nächſt noch übrigen Zeit bis zur Terpe⸗Gosdaer Grenze vollendet wird. 

Räumungen bis zur Mitte des Fließes müſſen von beiden Seiten ſtets gleichmäßig ausgeführt werden. 

8. 7. Die Reviſion der Räumungsarbeiten findet in den erſten Tagen nach Ablauf der feſtgeſtellten 
Räumungsfriſt durch die Schaukommiſſion ſtatt. — Ueber den Befund werden Protokolle aufgenommen, 
auf deren Grund die Schaukommiſſion die etwa verſäumte Räumung ſofort für Rechnung der Säumigen 
ausführen läßt. Die dadurch entſtandenen Koſten werden im Excekutionswege durch den betreffenden Kreis⸗ 
Landrath auf Requifition der Schaukommiſſion eingezogen. Letztere iſt auch befugt, wenn ſie es für erfor⸗ 
derlich erachtet, entſprechende Vorſchußbeträge zur Deckung derartiger Räumungskoſten auf gleichem Wege 
einziehen zu laſſen, bevor die für nöthig befundene Räumung ſelbſt ſtattgefunden hat 

8.8. Gang auf den Ufern. Damit ſowohl der Schaukommiſſion, als den ſonſt etwa mit Be⸗ 
aufſichtigung des Waſſerlaufs zu beauftragenden Perſonen, die ſtete Reviſion möglich gemacht werde, jo ſoll 

auf belden Ufern des „Oberen Landgrabens und der Sornoer Elſter“ ein freier Gang von 3 Fuß Breite 
2 den Adjacenten beſchafft und deſſen Benutzung den Aufſichtsbehörden jeder Zeit geſtattet, auch durch 
Mage von Brücken oder Stegen über die vorhandenen Seitengräben die Möglichkeit ungehinderter 
Paſſage gewährt werden. 

9. Ufer. Wurzelwerk, welches in den Ufern nach dem Graben oder Fließbette zu hervorragt, 
darf nicht geduldet werden, vielmehr haben die Uferbeſitzer ſtets für deſſen Beſeitigung zu forgen. 
Die Ufer dürfen mit Bäumen oder Sträuchern nur in einer Entfernung von 6 Fuß vom oberen 
Uferrande ab gerechnet, bepflanzt werden. 

Zweige, die fi über den Waſſerſplegel ausbreiten, müſſen entſprechend verſchnitten und zu weit aus⸗ 

wuchernde Sträucher ſtets in der Art beſeitigt werden, daß ſie nach dem Gutachten der Schaukommiſſion 


* 
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die Beſichtigung und Räumung in keiner Weiſe behindern, auch den freien Ablauf des Waſſers nicht 
ſtören. Im Uebrigen iſt die Inſtandhaltung und Befeſtigung der Ufer überall Sache der betreffenden 
Räumnngspflichtigen. — Die vorhandenen Uferbefeſtigungen müſſen von denſelben im Stande gehalten, 
auch neue dergleichen angelegt und unterhalten werden, wo und wie ſolche die Schaukommiſſion für 
nöthig befindet. 
§. 10. Durchfahrten und Triften. Alle Triften und Durchfahrten, welche in dem unter Schau 
geſtellten Waſſerlaufe jetzt noch vorhanden find, müſſen binnen 6 Monaten nach erfolgter Publikatlon dieſer 
Schauordnung entweder ganz aufgehoben oder durch anzulegende Brücken erſetzt oder in den Böſchungen 
und in der Normalſohle des Graben⸗ oder Fließbettes gepflaſtert und die Enden des Pflaſters an dieſen 
Stellen durch Balken gehörig befeſtigt werden. 
§. 11. Brücken und Stege. Brücken und Stege, welche etwa neu angelegt werden ſollten, müſſen 
ſtets ohne Einengungen an den Ufern die ganze reglementsmäßige Breite des Graben⸗ oder Flleßbettes 
überſpannen. — Die gegenwärtig vorhandenen Brücken entſprechen dieſer Beſtimmung; — eine weitere 
Verengung derſelben bei vorkommenden Um⸗ oder Neubauten iſt unzuläſſig. 
$. 12. Verpflichtung des Beſitzers der Neu⸗Mühle. Um eine ordnungsmäßige Räumung 
und deren Reviſion zu ermöglichen, iſt der Beſitzer der Neu⸗Mühle bei Sorno gehalten, während der 
erſten 3 Tage nach dem jedesmaligen Beginnen der Räumung oberhalb ſeiner Mühle ſo wie vom Tage 
der Schau die ſämmtlichen Freiſchützen zu ziehen und dadurch dem im Fließe befindlichen Waſſer freien 
Ablauf zu geſtatten. 
§. 13. Seitengräben. Jedem anliegenden Grundbeſitzer ſteht zwar das Recht zu, Waſſer, deſſen 
er ſich von ſeinen Grundſtücken entledigen will, durch anzulegende Seitengräben dem „Landgraben und der 
Sornoer Elſter“ zuzuführen; — es iſt jedoch jedes derartige Vorhaben dem Vorſitzenden der Schau⸗ 
kommiſſion zunächſt anzuzeigen und von dieſem die Beſtimmung darüber einzuholen, an welchem Punkte 
und in welcher Weiſe die Einführung des Seitengrabens in das Hauptfließ erfolgen ſoll. — Den dies⸗ 
fälligen Anordnungen des Vorſitzenden der Schaukommiſſion muß allfällig Folge geleiſtet werden. 
14. Schaukommiſſion. Zur Ueberwachung der gegenwärtigen Schauordnung wird eine Schau⸗ 
kommiſſton eingeſetzt, welche beſteht aus: . 
A. dem jedesmaligen Inhaber der Orts⸗Polizei⸗Obrigkeit über Gosda als Vorſitzenden; 
B. Ar Ortsvorſtänden der Gemeinde Gosda, Proſchim, Groß-Partwitz und Wendiſch⸗Lieske als 
elſitzern. h 
Der Vorſitzende kann ſich jederzeit durch einen der Beiſitzer vertreten laſſen; als Stellvertreter der 
Letzteren fungiren die Gerichtsmänner der betreffenden Gemeinden. N P 
§. 15. Die Verrichtungen der Schaukommiſſion geſchehen unentgeldlich. Die Beſchlüſſe derſelben 
werden nach einfacher Stimmenmehrheit der Anweſenden gefaßt; bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden. — Der Letztere beruft die Kommiſſion ſo oft das Bedürfniß es erfordert. — Die 
Kommiſſion iſt beſchlußfähtg, ſobald außer dem Vorſitzenden noch 2 Beiſitzer anweſend find. Für die 
gewöhnliche Korreſpondenz der Kommiſſion genügt die Unterſchrift des Vorſitzenden. 
$. 16. Die Schaukommiſſion ſteht unter der Aufſicht der Königlichen Regierung zu Frankfurt a. O. 
§. 17. Strafen. Alle Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen des gegenwärtigen Reglements 
werden mit Geldſtrafe von 10 Sgr. bis 10 Thalern, event. verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe belegt. 
Die eingehenden Strafgelder fließen in die Hand des Vorſitzenden der Schaukommiſſion und werden 
nach der Beſchlußnahme der letzteren im gemeinſchaftlichen Intereſſe aller Betheiligten verwendet. 
Außerdem wird die Herſtellung des reglementsmäßigen Zuſtandes auf Koſten der Kontravenienten oder 
Renitenten in der Art bewirkt, wie es der §. 7 dieſes Reglements näher bezeichnet. ö 
5 Frankfurt a. O., den 22. Mai 1867. 
VI. Poltzei⸗Verordnung. Auf Grund des 5. 11 des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung vom 11. 
März 1850 verordnen wir für den ganzen Umfang unſeres Verwaltungsbezirkes was folgt: 
Alle Laſtfuhrwerke, ſie mögen beladen oder unbeladen ſein, ſind während der Nachtfahrten auf unbe⸗ 
leuchteten öffentlichen Straßen und Wegen am Vordertheil mit einer hellbrennenden Laterne zu verſehen. 
Die Nachtzeit umfaßt für die Zeit vom 1. Oktober bis 31. März die Stunden von 6 Uhr Abends 
bis 6 Uhr Morgens, und für die Zeit vom 1. April bis 30. September die Stunden von 9 Uhr Abends 
bis 4 Uhr Morgens. 
Zuwiderhandlungen gegen vieſe Vorſchrift werden mit einer Geldbuße bis zu zehn Thalern oder im 
Unvermögensfalle mit einer verhältnißmäßigen Gefängnißhaft beſtraft. N 
Frankfurt a. O., den 26. Inni 1867. 
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Bekanntmachungen des Königlichen Appellationsgerichts zu Frankfurt a. O. 


Vom 1. Oktober d. J. ab werden in Peitz (Kreisgerichts⸗Bezirk Cottbus) zwei Gerichts⸗Kommiſſionen 
mit folgenden Ortſchaſten gebildet: I. im Bezirke der erſten Kommiſſion a. die Stadt Peitz nebſt Vor⸗ 
ſtädten und Georgenhof, b. die ländlichen Ortſcha ften 1. Louiſenruh, 2. Ottendorf, 3. Peitz Rittervorwerk, 
4. Peitz Hüttenwerk, 5. Peitz Fiſchhälter⸗Haus, 6. die Königlichen Karpfenteiche, 7. das Taubendorfer Forſt⸗ 
revier, ſoweit es zum Kreiſe Cottbus gehört, 8. Mauſt, Dorf und Mühle, II. im Bezirke der zweiten 
Kommiſſion, 1. Drachhauſen, Dorf und Förſterei, 2. Drehnow, 3. Drewitz, 4. Kleinſee, Förſterei, 5. Frled⸗ 
richshof, 6. Gollitza, 7. Jäniſchwalde, 8. Preilack, 9. Schönhöhe, Gut, 10. Schönhöhe, Förſterei, 
11. Tauer, Dorf, 12. Tauer, Theerofen, 13. Turnow, Gut, 14. Turnow, Dorf, 15. Turnow, Hüfner⸗ 
ſchaft, 16. Tauerſches Forſtrebier, 17. Sämmtliche Laßzinswieſen, ſoweit fie nicht anderen Grundſtücken 
zugeſchrieben find, 18. Radewleſe, 19. Bärenbrück. 

Frankfurt a. O., den 26. Juni 1867. 
. Es wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß bie Erndteferien bei den Gerichten vom 
21. Juli bis zum 31. Auguſt ſtattfinden. Während der Ferienzeit ruht in Gemäßheit der Ferien⸗Ordnung 
vom 16. April 1850 der Betrieb aller nichtſchleunigen Sachen, ſowohl in Bezug auf die Abfaſſung 
der Erkenntniſſe, als auf die Dekretur und die Abhaltung der Termine. Die Parteien und Rechts ⸗ An⸗ 
wälte haben ſich daher während der Ferien in dergleichen Sachen aller Anträge und Geſuche zu enthalten. 
Schleunige Anträge müſſen als ſolche begründet und als „Ferienſache“ bezeichnet werden. Gehen andere 
Anträge und Geſuche ein, ſo werden ſie zwar präſentirt und in das Journal eingetragen, die Gerichte 
find jedoch nicht verpflichtet, biefelben während der Ferien zu erledigen. 5 

Frankfurt a. O., den 15. Juni 1867. 


Perſonal⸗Ehronil. 


Der Bürgermeiſter Klebſch zu Lübbenau iſt an Stelle des ausgeſchiedenen Bürgermeiſters Düſterhaupt 
zum Polizeianwalt für die Stadt Lübbenau und dle Ortſchaften Kittlitz mit Eisdorf, Haenchen und Klein⸗ 
Kleſſow, Kückebuſch, Redlitz, Stöbritz, Stradow, Tornow, Vorberg und Willmersdorf und der Beigeord⸗ 
nete Schufter in Stelle des Buchdruckereibeſitzers Scharff zum Stellvertreter des ꝛc. Klebſch und des Po⸗ 
lizeianwalts Richter ernannt worden. 

Fraukfurt a. O., den 24. Juni 1867. Der Regierungspräſident. Frhr. v. Nordenflycht. 

Den von den Stadtverordneten getroffenen Wahlen gemäß find von uns beſtätigt worden: 1. als 
unbeſoldete Beigeordnete: In Dobrilugk der Regiſtrator a. D. Magdeburg, in Göritz der Eigenthümer Gott⸗ 
fried Steinborn, in Lippehne der Ackerbürger Berkner, 2. als unbeſoldete Rathsherren: in Croſſen der 
Schankwirth Carl Ludwig Krüger, in Friedeberg der Vrauereibeſitzer Franz Ferle, 3. als unbeſoldete 
Rathmänner: in Göritz der Hausbeſitzer Martin Schultze, in Lebus der Schmiedemeiſter Heine und der 
Ackerbürger Kalies. 

spe praktiſche Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer Dr. Karl Loeper iſt von Woldenberg nach Neu⸗ 
w gezogen. 0 

Der praltifche Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer Dr. Friedrich Krauſe in Neuwedell iſt geſtorben. 

Der praktiſche Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer, Stabs arzt Dr. Iulius Zzſchentſchler hat ſich in 
Cottbus niedergelaſſen. N 

Perſonal⸗ Veränderungen im Bezirke der Forſtver waltung. 

Die Oberförſter Rothe zu Forfthaus Meppen und Bars zu Chriſtianſtadt find, erſterer am 6. Fe⸗ 

bruar er. und letzterer am 5. April er., und der Förſter Neldel zu Buchenhain, Oberförſterei Börnichen, 
am 17 Mai cr. verſtorben. In den Ruheſtand treten vom 1. Juli d. Is. ab die Oberförſter Schulze 
N. Forſthaus Tauer und Ewald zu Hohenwalde, ſowie die Förſter Jeltſch zu Drahendorf, Oberförfteret 

teubrück, Bollmann zu Zanzhauſen, Oberförſterei Wildenow, Rothe zu Bärenbruch, Oberförsterei Lubiath⸗ 
fließ, und Kielmann zu Rohrbru ch, Oberförſterel Marienwalde. Verſetzt werden vom 1. Juli er. ab die 
Oberförſter Schmidt zu Klooſchen, Regierungs⸗Bezirk Königsberg, auf die Oberförſterſtellen zu Reppen und Pauli 
zu Gus zlanka, Regierungs⸗Bezirk Gumbinnen, auf die Oberförſterſtelle zu Hohenwalde, ſowie die Förſter 
Schooff zu Dammendorf, Oberförſterei Dammendorf, nach Buchenhain, Witte zu Kriebau, Oberförſterei 
Chriſtianſtadt, nach Zanzhauſen, Liebſch zu Modderwieſe, Oberförſterei Lubtathfließ, nach Bärenbruch, 
Ernſt zu Bindow (Rädnitz), Oberförfterei Güntersberg, nach Modderwieſe, Steig zu Pätznickerie, Ober⸗ 
förſtere Regenthin, nach Rohrbruch, Hepke zu Pyrehne, Oberförſterel Maſſin, nach Glambeckſee in derſel⸗ 
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ben Oberförſterei und Schönrock zu Glambeckſee nach Pyrehne. Dem interimiſtiſchen Revierförſter Stoſch, 
zu Gr.⸗Särchen, Oberförſterei Sorau, iſt unter Ernennung zum Oberförfter vom 1. Juli cr. ab die 
Oberförſterſtelle zu Friedrichsfelde, Regierungsbezirk Königsberg, übertragen. Definitiv als Förſter angeſtellt find 
vom 1. April cr. ab der forſtverſorgungsberechtigte Jäger, interimiſtiſche Förſter Johann Auguſt Gallus 
zu Jäniſchwalde, Oberförſterei Taubendorf, ferner vom 1. Juli cr. ab die Forſtaufſeher Karl Heinrich 
Wilhelm Krüger zu Kriebau, Franz Albert Theodor Kummer zu Pätznickerie, Karl Friedrich Wilhelm Heinrich 
Rhodus zu Bindow, Karl Friedrich Wilhelm Drowin zu Dammendorf und Johann Friedrich Alexander 
Kloßmann zu Drahendorf. Dem Oberförſter⸗Kandidaten Buſſo Schulze iſt vom 1. Juli cr. ab die inte⸗ 
rimiſtiſche Verwaltung der Oberförſter⸗Stelle zu Tauer und dem Oberförſter⸗Kandidaten Rothe von dem⸗ 
ſelben Zeitpunkte ab die interimiſtiſche Verwaltung der Revierförſter⸗Stelle zu Gr.⸗Särchen übertragen. 
Der forſtverſorgungsberechtigte Jäger Karl Alexander Franz Maerker iſt vom 1. Juni cr. ab auf der neu 
errichteten e Dubrau, Oberförſterei Tauer, als interimiſtiſcher Förſter zunächft auf zehnmonatliche 
robe angeſtellt. 
1 Die Oberförſterſtelle zu Chriſtianſtadt iſt vom 1. Juli d. J. ab dem Oberförſter v. Ladenberg zu 
Haſſerode, Regierungsbezirk Magdeburg übertragen. 5 g 
Der bisherige Bureau⸗Aſſiſtent Ritter zu Frankfurt a. O. iſt zum Königlichen Eiſenbahn⸗Betriebs⸗ 
Sekretair bei der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn ernannt worden. 


Vermiſchte Nachrichten. 
(1) Patent⸗Ertheilungen. 1. Dem Fabrikbeſitzer F. C. Philippſon in Berlin iſt unter dem 28. 
Mai 1867 ein Patent 
auf eine Steuerungs⸗Vorrichtung für Dampfhämmer, ſo weit dieſelbe nach der vorgelegten Zeich⸗ 
nung und Beſchreibung für neu und eigenthümlich erkannt iſt, 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für ſämmtliche zum Gebiete des deutſchen Zollvereins 
gehörigen Lan destheile des preußiſchen Staates ertheilt worden. 

2. Dem Mechaniker E. Eggebrecht in Berlin iſt unter dem 1. Juni 1867 ein Patent 
auf ein Revolver⸗Zündnadelgewehr in feiner ganzen durch Zeichnung und Beſchreibung nachgewie⸗ 
ſenen Zuſammenſetzung 

auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für ſämmtliche zum Gebiete des deutſchen Zollvereins 
gehörigen Landestheile des, preußiſchen Staats ertheilt worden. * 

3. Dem Maſchinenbau⸗Anſtalts⸗Beſitzer Joh. Loos zu Nürnberg iſt unter dem 3. Juni 1867 ein Patent 
auf eine lithographiſche Schnelldruckpreſſe in der durch Zeichnungen und Beſchreibung erläuterten 
Ausführung und ohne Jemand in der Benutzung bekannter Theile zu beſchränken, 

auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für fammtliche zum Gebiete des deutſchen Zollvereins 
gehörigen Landestheile des preußiſchen Staats ertheilt worden. 

4. Den Fabrikbeſitzern Johann Friedrich und Carl Eduard Bonardel zu Berlin iſt unter dem 

6. Juni 1867 ein Patent 4 
auf eine nach vorgelegter Zeichnung und Beſchreibung als neu und eigenthümlich erkannte Ma⸗ 
ſchine zur Anfertigung bleierner Langgeſchoſſe für Handfeuerwaffen 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für ſämmtliche zum Gebiete des deutſchen Zollvereins 
gehörigen Landestheile des preußiſchen Staats ertheilt worden. 

5. Dem Königlichen Kommiſfions⸗Rath Ferd. Wilhelm Kaſelows ly zu Bielefeld iſt unter dem 12. 

Juni 1867 ein Patent ; 
auf eine Maſchine zum Brechen und Reinigen von Flachs in der durch Zeichnungen und Be⸗ 
IH. * oe Zuſammenſetzung und ohne Jemand in der Benutzung bekannter Theile 
zu beſchränken, 

auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für ſämmtliche zum Gebiete des deutſchen Zollvereins 

gehörigen Landestheile des preußiſchen Staats ertheilt worden. 

6. Dem Dr. A. Richter zu Pforzheim ift unter dem 17. Juni 1867 ein Patent 
auf ein als neu und eigenthümlich erkanntes Verfahren, arme Blei⸗ und Kupfererze aufzubereiten, 
ohne Jemand in der Anwendung von Bekanntem zu beſchränken, 

auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für ſämmtliche zum Gebiete des deutſchen Zollvereins 
gehörigen Landestheile des preußiſchen Staats ertheilt worden. j . 


— 


7. Dem Königlichen Ober⸗Steuer⸗Controleur Glaeſer und dem Gewerbeſchul⸗Lehrer Ulffers zu Brieg 
{ft unter dem 17. Junk c. ein Patent N 
auf einen durch Zeichnung und Beſchreibung nachgewieſenen, in feiner ganzen Zuſammenſetzung 
für neu und eigenthümlich erkannten, ſelbſtthätigen Maiſche⸗Meſſer 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für ſammtliche zum Gebiete des deutſchen Zollvereins 
gehörigen Landestheile des preußiſchen Staates ertheilt worden. 
Patent⸗Aufhebung. Das dem Techniker Wilhelm Holdinghauſen zu Haarhauſen bei Hilchenbach unter 
dem 9. März 1865 ertheilte Patent 
auf eine durch Zeichnung und Beſchreibung nachgewieſene, in ihrer Anordnung als neu und 
eigenthümlich erkannte rotlrende Dampfmaſchine, ohne Jemand in der Anwendung bekannter Theile 
zu beſchränlen, 
iſt aufgehoben. Frankfurt a. O., den 26. Juni 1867. Königliche Regierung; Abtheilung des Innern. 
(2) Bekanntmachung. Die Gewerken der beiden Braunkohlenbergwerke „Guben“ und „Feller“ bei 
Germersdorf beabſichtigen laut notarieller Erklärung vom 14. Dezember 1866 die genannten Bergwerke 
unter dem Namen „conſolidirte Grube Guben und Feller zu Germersdorf“ zu einem einheitlichen Ganzen 
vereinigen zu wollen, wobei beide Bergwerke zu gleichen Antheilen in das conſolidirte Bergwerk eintreten 
ſollen. Es wird dies unter Ver weiſung auf die SS. 45 bis 47 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. 
Juni 1865 hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. — i 
Halle, den 27. Jun 1867. g Königliches Oberbergamt. 
(3) Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund der am 31. Auguſt 1865 prä⸗ 
fentirten Muthung und des am 9. Januar 1866 präſentirten Antrages auf Erweiterung des Feldes derſel⸗ 
ben gemäß $. 215 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 ſowie der Ceſſion vom 4/5. Decem- 
ber 1865 wird dem Rentier Conrad von Rappard zu Frankfurt a. O. unter dem Namen „Sturm“ 
das Bergwerkseigenthum in dem Felde, deſſen Begrenzung auf dem heute von uns beglaubigten Situations⸗ 
riſſe mit den Buchſtaben: A B G DE F GH J K A bezeichnet iſt, und welches — einen 
Flächeninhalt von 500,000 Q, ⸗Ltr., geſchrieben: Fünfhunderttauſend Ouadratlachtern umfaſſend — in 
den Gemeinden Haſenholz, Wüſte⸗ Sieversrorf und Bollersdorf im Kreiſe Lebus des Regierungsbezirks 
Frankfurt a. O. und im Oberbergamtsbezirke Halle gelegen iſt, zur Gewinnung der in dem Felde vor⸗ 
kommenden Braunkohlen hierdurch verliehen,“ urkundlich ausgefertigt am heutigen Tage, wird mit dem 
Bemerken, daß der Situatlonsriß im Büreau des Königlichen Revierbeamten zu Fürſtenwalde zur Einſicht 
offen liegt, unter Verweiſung auf die Paragraphen 35 und 36 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 
1865 hierdurch zur öffentlichen Kenntulß gebracht. 
Halle, den 11. Juni 1867. a Königliches Oberbergamt. 
(A) Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund der am 26. April 1866 prä⸗ 
ſentirten Muthung wird dem Brauereibeſitzer Hermann Schindler zu Frankfurt a. O. unter dem Namen 
„Brust“ das Bergwerkseigenthum in dem Jelde, deſſen Begrenzung auf dem heute von uns beglaubigten 
Situationsriſſe mit den Buchſtaben: A B C D A bezeichnet iſt, und welches — einen Flächeninhalt 
von 500,000 Q.⸗Ltr., geſchrieben: Fünfhunderttauſend Quadratlachtern umfaſſend — in den Gemeinden 
Obergörlsdorf und Guſow im Kreiſe Lebus des Regierungebezirks Frankfurt a. O. und im Oberbergamts⸗ 
bezirte Halle gelegen ift, zur Gewinnung der in dem Felde vorkommenden Braunkohlen hierdurch verliehen,“ 
urkundlich ausgefertigt am heutigen Tage, wird mit dem Bemerken, daß der Stituationsriß im Büreau des 
Königlichen Revierbeamten zu Fürſtenwalde zur Einſicht offen liegt, unter Verweiſung auf die Paragraphen 
35 und 36 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Halle, den 21. Juni 1867. Königliches Oberbergamt. 
(8) Bekanntmachung. Von Dienftag den 25. d. Mts. ab werden während der Dauer der allgemei⸗ 
nen Ausſtellung in Paris wöchentlich Zwei Extrazüge und zwar Dienſtags und Freitags früh 
½ Uhr von Berlin nach Paris befördert. Die Züge treffen in Paris Mittwochs und Sonnabends 
Nachmittags 2 Uhr ein. Edenſo werden in der Richtung von Paris nach Berlin ſtatt des bisherigen 
einen Extrazuges am Mittwoch wöchentlich zwei Extrazüge und zwar Montags und Donnerſtags 
9 Um ictage 2 Uhr von Paris abgehen. Dieſe Züge treffen Dienſtags und Freitags Abends 
Uhr 25 Minuten in Berlin ein. Mit den Extrazügen werden Reiſende nur in der II. und III. 
Wagenklaſſe bejördert. Billeis zu dieſen Extrazügen zur Hin⸗ und Rückreiſe gültig, werden auf den 
dieſſeitigen Staunen Eydtluhnen, Inſterburg, Königsberg, Elbing, Danzig, Otloczyn, Bromberg, Kreuz, 
Landsberg und Cüſtrin für die II. Wagenklaſſe zu 25 Thlr. 26 Sgr. und für die III. Wagenklaſſe zu 
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18 Thir. 26 Sgr. verausgabt werden. Auf jedes Billet wird ein Freigewicht von 50 Pfund gewährt. 
Die Billets find vor Abgang des Zuges in der Billet⸗Expedition der Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahn 
zu Berlin abſtempeln zu laſſen. Die Billets haben 31. Tage Giltigkeit und können zur Rückfahrt 
nur zu einem der Extrazüge innerhalb dieſer Zeit benutzt werden. Eine Unterbrechung der 
Reiſe iſt weder auf der Hin- noch auf der Rücktour geſtattet. Vor Antritt der Rückreiſe muß jedes 
Billet in Paris abgeſtempelt werden. Zur Bequemlichkeit der Reiſenden wird bei der Hinreiſe in 
Braunſchweig bei einem halbſtündigen Aufenthelte Mittageſſen bereit geſtellt. Wer von demſelben 
Gebrauch machen will, hat bei dem Einnehmer in Berlin oder Magdeburg eine Marke & 15 Sgr. zu löſen. 
Eine gleiche Einrichtung iſt für die Rückreiſe in Minden getroffen. Die Marken zu dieſem Effen 
werden während der Fahrt zwiſchen Cöln und Düſſeldorf vom Zugführer verkauft. Etwaige Aenderun⸗ 
gen in den Abfahrtstagen, ſowie die Beendigung der Fahrten werden öffentlich bekannt gemacht werden. 
Für die Tour von den vorgenannten Oſtbahn⸗Stationen bis Berlin werden an die Reiſenden, welche ein 
Billet Berlin-Paris löſen, Rerourbillets mit wöchentlicher Giltigkeit für die zweite Wagenklaſſe zu 
dem einfachen Courierzug⸗Preiſe und für die dritte Wogenkloſſe zu dem einfachen Perſonenzug⸗Preiſe vom 
15. d. Mts. ab verausgabt werden. Die Fahrt bis Berlin kann mit jedem beliebigen Zuge, welcher die 
betreffende Wagenklaſſe führt. angetreten werden, auch kann die Fahrt unterwegs beliebig unterbrochen wer⸗ 
den. Es iſt jedoch in ſolchen Fällen dem Stations⸗Vorſteher vor der Weiterfahrt des Zuges von der 
Unterbrechung der Fahrt Mittheilung zu machen und das Billet vor Wiederantritt der Fahrt zur Legall⸗ 
firung vorzulegen. An Freigewicht werden ebenfalls 50 Pfund Gepäck auf jedes Billet berechnet. Für die 
Beförderung ſeiner Perſon und feines Gepäcks vom Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen nach dem Berlin⸗Potsdam⸗ 
Magdeburger Bahnhofe zu Berlin, ſowie für die Weiterexpedirung feines. Gepäcks von Berlin nach Paris 
hat jeder Paſſagier ſelbſt zu ſorgen. 
Bromberg, den 24. Juni 1867. x Königliche Direktion der Oſtbahn. 
(6) Konigliche Oſtbahn. Künſiliche Düngungsmittel (Guano, Knochenmehl, Kaliſalze ꝛc.), welche in 
Wagenladungen von mindeſtens 100 Centnern und durch Vermerk im Frachtbriefe zur Beförderung in 
offenen Wagen aufgegeben werden, werden auf der Oſtbahn fortan zum Frachtſatze von 1½ Pfennig pro 
Centner und Meile neben einer Expeditlonsgebühr von 1 Thaler für je 100 Centner befördert. . 
Bromberg, den 18. Juni 1867. N Königliche Direktion der Oſtbahn. 
(7) Königliche Niederſchleſiſch-Märkiſche Elſenbahn. Bei Sendungen nach Moskau bedarf es fortan 
der Vermittelungs⸗Adreſſe der Großen Ruſſiſchen Eiſenkahn⸗Geſellſchaft in St. Petersburg nicht mehr, 
vielmehr ſind Güter nach Moskau dahin direct an die Empfänger durch Vermittelung der Herren Scheu⸗ 
mann und Spiegel zu adreſſiren. Die im §. 12 der reglementariſchen Beſtimmungen und Tarife für den 
direkten Oftdeutſch⸗Ruſſiſchen, Hamburg⸗Ruſſiſchen und Ruſſiſch⸗Deutſch⸗Niederländiſchen Güterverkehr 
enthaltene Zuſatzbeſtimmung Nr. 4. alin. 2 zum $. 6 des Vereins Güter» Reglements tft demnach als auf⸗ 
gehoben zu betrachten. f 85 g 
Berlin, den 13. Juni 1867. Königliche Direction der Nlederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn. 
(S) Bekanntmachung. Das Gaſthaus „Zur Stadt Müllroſe, / Meile von Frankfurt a. O. 
Stadt und Meilen von der Halteſtelle in Markendorf entfernt, iſt zur Poſthalteſtelle Behufs der Auf⸗ 
nahme von Reiſenden, ſoweit die dort vorbeifahrenden Perſonenpoſten in den Hauptwagen oder Beichaiſen 
Raum dazu darbieten, beſtimmt worden. g f kr 
Frankfurt a. O., den 28. Juni 1867. Der Ober⸗Poſt⸗Direktor Fritze. 
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